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Bericht des Abgeordneten Lange 


Die obengenannte Achtunddreißigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 ist mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten des Bundestages 
vom 20. Juni 1966 dem Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen mit Frist vom 12. Oktober 1966 
zur Behandlung überwiesen. 

Bei dieser Verordnung handelt es sich um eine 
sogenannte Nachlaufverordnung, die im Bundes- 
gesetzblatt II Seite 389 am 16. Juni 1966 verkündet 
wurde und am 1. Juli 1966 in Kraft tritt. 

Der Bundestag hat gemäß § 77 Abs. 5 des Zoll- 
gesetzes vom 14. Juni 1961 (BGBl. I S. 737) ein Auf- 
hebungsrecht. 

I. Der Rat der EWG hat beschlossen, die Binnen- 
zollsätze für nichtentrippte Tabakblätter und für 
Tabakabfälle zum 1. Juli 1966 auf 25 % der Aus- 
gangszollsätze (§ 14 Abs. 1 EWG-Vertrag) zu sen- 
ken. Die Griechenland-Zollsätze erfahren entspre- 
chende Änderung. 

II. Die Gesamtzollbelastung für Einfuhren von 
Rohtabak und Tabakabfällen aus Drittländern außer 
Griechenland, die in einem Mitgliedstaat der EWG 
verzollt sind und von dort in die Bundesrepublik 
eingeführt wurden, ist niedriger als für unmittelbar 
aus dritten Ländern importierte Tabake dieser Art. 


Diese Zollunterschiede bewirken, daß auf dem Um- 
weg über die EWG-Mitgliedstaaten zuungunsten der 
Bundesrepublik Tabak zu einem niedrigeren Zoll- 
satz importiert werden könnte. Die unterschiedlichen 
Zollsätze können daher Verkehrsverlagerungen aus- 
lösen. Um diese Verkehrsverlagerungen zu verhin- 
dern, hat die Kommission der EWG die Bundesregie- 
rung auf deren Antrag seit dem 31. Oktober 1962 
fortlaufend ermächtigt, Angleichungszölle zu er- 
heben. Die bestehenden Zollunterschiede werden 
auch durch die zum 1. Juli 1966 in Kraft tretenden 
Zollmaßnahmen nicht beseitigt. Die Kommission 
ermächtigt daher die Bundesregierung erneut, die 
Angleichungszölle bis zum Inkrafttreten einer etwai- 
gen Marktorganisation für Tabak, höchstens jedoch 
bis zur nächsten Annäherung der für die genannten 
Waren geltenden Zölle der Mitgliedstaaten an den 
Gemeinsamen Zolltarif, zu erheben. 

In der Achtunddreißigsten Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1966 wird 1. der 
Beschluß des Rates der EWG und 2. von der Er- 
mächtigung der Kommission Gebrauch gemacht. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfra- 
gen empfiehlt dem Plenum, die Aufhebung der Ver- 
ordnung nicht zu verlangen. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Erwin Lange 

Berichterstatter 
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